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TOP

Tagesordnung

Betreff

3.1.

10.

11.

12.

13.

Eréffnung, BegriuBung, Feststellung der Ordnungsmafigkeit
der Ladung, der Anwesenheit, der Beschlussfahigkeit und
der Tagesordnung

Genehmigung des Protokolls Nr. 5/2012 Uber die 6ffentliche
Sitzung des Ausschusses fur Finanzen und Wirtschaft am
18.12.2012

Wichtige Mitteilungen der Verwaltung
Beamtenversorgung
Bericht Uber die finanzielle Lage der Stadt

Bericht des Rechnungsprifungsamtes der Stadt
Georgsmarienhtte tber die Prifung der Jahresrechnung
2010

Vorlage: BV/016/2013

Stellenplan fiir das Jahr 2013
Vorlage: BV/027/2013

Steuerung der Haushaltsabwicklung 2013 - Festlegung der
Prioritaten fiur in 2013 geplante Malnahmen
Vorlage: BV/017/2013

Haushaltssatzung mit Haushaltsplan 2013
Vorlage: BV/018/2013

Uber- und auRerplanméaRige Aufwendungen, Auszahlungen
und Verpflichtungserméachtigungen 2012
Vorlage: MV/006/2013

Bericht Uber erlassene und niedergeschlagene Forderungen
der Stadt Georgsmarienhutte ab einem Wert von 5.000,00 €
im Jahr 2012

Vorlage: MV/007/2013

Statistische Zahlen aus dem Sachgebiet Vollstreckung in der
Stadtkasse Georgsmarienhiitte fiir das Jahr 2012
Vorlage: MV/008/2013

Beantwortung von Anfragen

Anfragen



1. Eroffnung, BegriiBung, Feststellung der
OrdnungsmaRigkeit der Ladung, der Anwesenheit, der
Beschlussfahigkeit und der Tagesordnung

Der Ausschussvorsitzende Selige eroffnet die 6ffentliche Sitzung des Ausschusses fur
Finanzen und Wirtschaft und begriift die Anwesenden. Er heifl3t die Teilnehmer des
Schulerpraktikums in der Politik willkommen und wtinscht ihnen interessante Einblicke in die
Arbeit des Ausschusses. AnschlielRend stellt er die OrdnungsmaRigkeit der Ladung, die
Anwesenheit und die Beschlussfahigkeit fest.

Zur Tagesordnung werden keine Anmerkungen vorgetragen. Die Tagesordnung wird
einschlie3lich Nachtragstagesordnung einstimmig festgestellt.

2, Genehmigung des Protokolls Nr. 5/2012 liber die
offentliche Sitzung des Ausschusses fiir Finanzen und
Wirtschaft am 18.12.2012

Zu Form und Inhalt des Protokolls werden keine Anmerkungen vorgetragen.
Folgender Beschluss wird einstimmig gefasst:

Das Protokoll Nr. 05/2012 Gber die 6ffentliche Sitzung des Ausschusses flr Finanzen und
Wirtschaft am 18.12.2012 wird genehmigt.

3. Wichtige Mitteilungen der Verwaltung
3.1. Beamtenversorgung

Herr Birgermeister Pohlmann informiert den Ausschuss darlber, dass zu diesem Thema
Kontakt mit der niedersachsischen Versorgungskasse aufgenommen worden ist.
Voraussichtlich in der nachsten oder uUbernachsten Sitzung wird ein Mitarbeiter der
Versorgungskasse zum System der Beamtenversorgung vortragen, so dass bei dieser
Gelegenheit die verschiedentlich aufgeworfenen Fragen zur Hohe oder zur Liquiditat von
Pensionsriickstellungen diskutiert werden kénnen.

4. Bericht liber die finanzielle Lage der Stadt

Frau Baller stellt zunachst fest, dass zum laufenden Jahr 2013 nach Ablauf eines Monats
noch keine umfangreichen Aussagen getroffen werden konnen. Gleichwohl informiert sie
Uber den aktuellen Liquiditatsstand, der bei rd. 7,7 Mio. EUR liegt. Davon sind 7 Mio. EUR,
verteilt auf 5 und 2 Mio EUR momentan angelegt. Zum Steuertermin 15.02.2013 sei wieder
ein Anstieg der Liquiditat zu erwarten.

Zum Haushaltsjahr 2012 kann zum aktuellen Zeitpunkt fir den Ergebnishaushalt noch kein
belastbares Ergebnis vorgelegt werden, da im Februar und Marz noch zahlreiche Buchungen
vorgenommen werden mussen. Im Rahmen des Berichtswesens zum 30.09.12 war ein
Uberschuss von rd. 1,1 Mio EUR prognostiziert worden. Diese Prognose kann im Moment
bestatigt werden; gegebenenfalls ist sogar ein héherer Uberschuss méglich.

Die Investitionen blieben im Haushaltsjahr 2012 sowohl in Einzahlung als auch Auszahlung
hinter den Planungen zurilick. Die geringeren Einzahlungen sind dabei Uberwiegend auf die
verzdgerte Abrechnung von Strallenausbaubeitragen sowie auf die nicht zahlungswirksam



gewordenen Zuwendungen aus dem Bereich Hochwasserschutz zurlickzuflihren. Die
geplanten Auszahlungen sind im Jahr 2012 bei weitem nicht kassenwirksam geworden.
Dadurch kommt es zu einer umfangreichen Bildung von Haushaltsresten flir Investitionen,
die den Finanzhaushalt 2013 belasten werden. Eine Auflistung Uber die gebildeten
Haushaltsreste wird dem Protokoll beigefiigt (Anlage 1).

Ratsherr Springmeier erkundigt sich, wann mit der Abrechnung und der daraus folgenden
Einzahlung durch StraRenausbaubeitrdge gerechnet werden kann. Frau Baller verweist zur
Beantwortung der Frage auf den Fachbereich IV. Herr Pohimann erlautert, dass durch die
zwischenzeitliche personelle Verstarkung fur die Abrechnung der
Strallenausbaumalinahmen Rickstande abgebaut werden konnten. Gleichwohl werde er
zum nachsten Ausschuss flr Stadtplanung, Bau, Umwelt und Verkehr am 04.03.2013 eine
Auflistung Uber die fehlenden Abrechnungen vorlegen.

5. Bericht des Rechnungsprifungsamtes der Stadt
Georgsmarienhiitte tGber die Priifung der
Jahresrechnung 2010
Vorlage: BV/016/2013

Herr Zumbrock und Herr Stiegemeyer tragen anhand einer Prasentation den
Prifungsauftrag, -umfang und die Prifungsergebnisse vor. Die Prasentation wird dem
Protokoll beigefiigt (Anlage 2). Zur Empfehlung des RPA ein Vertragsmanagement bei der
Stadt aufzubauen, fragt Ratsherr Hebbelmann, ob es daflr eine rechtliche Verpflichtung
gebe. Herr Stiegemeyer verneint eine konkrete rechtliche Verpflichtung, bleibt aber bei
seiner Empfehlung, da nur durch ein Vertragsmanagement ein vollstandiger Uberblick z. B.
Uber eventuelle Haftungsrisiken oder andere bilanzierungspflichtige Sachverhalte gewonnen
werden kénne. Die im Nachhinein bekannt gewordenen Treuhandverfahren mit der NLG, die
bisher noch nicht bilanziert sind, waren bei einem bestehenden Vertragsmanagement
wahrend der Erstellung der Eréffnungsbilanz nicht Ubersehen worden.

Ratsfrau Jantos erkundigt sich, ob das stadtische RPA auch die Vertragsabwicklung bei der
NLG prifen konne. Herr Stiegemeyer ist zu einer Prufung der Vertrdge und der
Vertragsabwicklung zwischen NLG und Stadt bei einem entsprechenden Auftrag des VA
oder Rat selbstverstandlich bereit. Herr Pohlmann erlautert, dass zu den fehlenden
Verfahren ausfihrliche Unterlagen bei der NLG angefordert worden sind. Fachbereich IV
wird sich bemihen, die Informationen zum nachsten Verwaltungsausschuss am 13.02.2013
aufzubereiten. Herr Stiegemeyer erlautert in diesem Zusammenhang die geplante
Vorgehensweise, die fehlenden Bilanzpositionen im Rahmen des Jahresabschlusses 2012
aufzunehmen. Er nimmt Bezug auf § 61 GemHKVO, der ausdricklich zulasst, bis zum
vierten der Eroéffnungsbilanz folgenden Jahresabschluss, Positionen, die in der ersten
Eroffnungsbilanz versehentlich nicht oder mit einem unzutreffenden Wert angesetzt worden
sind, nachtraglich aufzunehmen bzw. zu korrigieren. Die Eroffnungsbilanz gilt in diesen
Fallen als geandert. Die zwischenzeitlichen Jahresabschliisse werden in diesen Fallen nicht
korrigiert. Diese gesetzliche Regelung macht deutlich, dass der Gesetzgeber damit rechnet,
dass bei einem so umfassenden Werk wie der Eroffnungsbilanz Fehler passieren kdnnen.
Ratsherr Hebbelmann fragt, ob das Delta, welches noch aufzunehmen ist, bekannt sei. Dies
wird verneint; eventuell liegen die Zahlen bis zum Verwaltungsausschuss in der nachsten
Woche vor.

Herr Selige macht darauf aufmerksam, dass seiner Meinung nach der Text der
Beschlussvorlage fir die Entlastung des Blrgermeisters anzupassen sei, indem Herr
Burgermeister Heinz Lunte namentlich genannt wird. Er macht auf den Kommentar von
Blum, Hausler; Meyer zum Nds. Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) aufmerksam, in
dem erlautert ist, dass es sich bei der Beschlussfassung zur Entlastung des Burgermeisters



um eine Entlastung der Person und nicht des Amtes handelt. Der Vorschlag wird
zustimmend zur Kenntnis genommen.

Als Berichterstatter in der Ratssitzung wird Ratsmitglied Dalken benannt.

AnschlieRend lasst der Ausschussvorsitzende Herr Selige Uber die Beschlussvorschlage
zum Jahresabschluss 2010 abstimmen.

Folgender Beschluss wird bei einer Enthaltung einstimmig gefasst:
A. Der Jahresabschluss 2010 wird in der vorliegenden Form beschlossen.
Folgende Beschliisse werden einstimmig gefasst:

B. Der Uberschuss des ordentlichen Ergebnisses 2010 in Héhe von 1.502.567,98 € wird
der Riicklage aus Uberschiissen des ordentlichen Ergebnisses zugefihrt. Der
Uberschuss des auferordentlichen Ergebnisses 2010 in Héhe von 880.018,38 € wird
der Riicklage aus Uberschiissen des auRerordentlichen Ergebnisses zugefiihrt.

C. Dem Burgermeister Herrn Heinz Lunte wird Entlastung erteilt.

6. Stellenplan fiir das Jahr 2013
Vorlage: BV/027/2013

Herr Birgermeister Pohimann weist einfilhrend zu diesem TOP darauf hin, dass im zu
beschlieRenden Stellenplan die potentiellen Veranderungen aus der umfassenden
Stellenbewertung des letzten Jahres noch nicht enthalten seien. Die neuen Bewertungen
liegen voraussichtlich erst Ende Februar 2013 vor und werden erst nach Prafung - unter
anderem im Hinblick auf einen fachbereichsibergreifenden Quervergleich - festgestellt. Es
sei beabsichtigt, im laufenden Jahr Uber einen Nachtragshaushalt die Neubewertungen
einzuarbeiten und zu beschlief3en.

Im Folgenden nimmt er Bezug auf die Beschlussvorlage zur letzten nichtéffentlichen Sitzung
des Ausschusses am 18.12.2012, die ausfihrlich auf die einzelnen neu einzurichtenden
Stellen eingeht. Die durch die Einstellung eines Juristen ungefahr zu erwartenden
Personalkosten beziffert er mindestens auf rd. 57.000 € jahrlich. Die jahrlich anfallenden
Kosten fir rechtliche Beratungen belaufen sich exemplarisch im Jahr 2012 auf einen Betrag
in Hohe von ca. 39.500 €. Frau Jantos macht aufgrund der vielseitigen rechtlichen
Fragestellungen innerhalb der Stadtverwaltung ihre Zweifel an der Effektivitat der Einstellung
eines Juristen deutlich. Man ware trotzdem noch ergadnzend auf die externe Beauftragung
von Fachanwalten angewiesen. Sie schlagt daher vor, auf eine Einstellung eines weiteren
Juristen zu verzichten. Sie halte es aber fir sinnvoll, die diversen rechtlichen
Fragestellungen aus den einzelnen Fachbereichen vor der Hinzuziehung externer
Fachanwalte bei Herrn Wolf zu blindeln, um gegebenenfalls Doppelanfragen zu vermeiden.
Diese Meinung wird von der CDU-Fraktion geteilt.

Hinsichtlich der Sachbearbeiterstelle fir den Bereich Personalentwicklung schlagt Herr
Selige vor, den KW-Vermerk auf 2016 vorzuziehen. Bis auf die neue Stelle fur einen Juristen
in der Stabstelle Wirtschaftsféorderung und Rechtswesen werden die tbrigen Vorschlage von
ihm positiv zusammengefasst.

Die Beschlussfassung uUber den Stellenplan wird auf die Sitzung des
Verwaltungsausschusses am 13.02.2013 verschoben.



7. Steuerung der Haushaltsabwicklung 2013 - Festlegung
der Prioritaten fir in 2013 geplante MaBnahmen
Vorlage: BV/017/2013

Herr Selige schlagt vor, diesen TOP gemeinsam mit TOP 8 zu beraten. Diesem Vorschlag
wird Ubereinstimmend zugestimmt.

Frau Baller weist darauf hin, dass die im Ausschuss fur Stadtplanung, Bau, Umwelt und
Verkehr beschlossenen Anderungen noch nicht in die Zahlen eingearbeitet werden konnten.
Die SPD-Fraktion vermutet, dass die Investitionen zu hoch angesetzt worden sind. Sie
sollten daher noch einmal einer strengen Prifung unterzogen werden. Daneben sei fraglich,
ob man die Mallhahmen mit der Prioritdt 3 und 4 im Haushalt stehen lassen solle. Es sei
klar, dass man diese MalRnahmen sowohl personell als auch finanziell nicht schaffen kénne.
Das Haushaltsrecht besage, dass nur die MaRnahmen, die auch kassenwirksam werden,
eingeplant werden dirfen. Auch die CDU auliert ihre Zweifel. Fir sie haben die Mittel flr
Bildung und Kinderbetreuung oberste Prioritat. Auch musse eine Neuverschuldung
vermieden werden. Aus der Mitte des Ausschusses wird auflerdem darauf hingewiesen,
dass bei einem Verbleib aller MaRnahmen im Haushalt vermehrt mit der Bildung von
Haushaltsresten zum Ende des Jahres 2013 gerechnet werden musse. Fur die Bildung von
Haushaltsresten ist eine bereits erfolgte Auftragserteilung nicht erforderlich.

Herr Blrgermeister Pohlmann weist darauf hin, dass es sich bei dem Prioritatensystem um
eine neue Herangehensweise an das Thema handele. Er schlagt vor, die MalRnahmen der
Prioritdt 1 noch einmal zu Uberprifen. Generell pladiert er fur die Vorgabe eines
Gesamtrahmens, der als sinnvoll und notwendig angesehenen MalRnahmen. Der Rat solle
aber zunachst nur einen Teil der MalRnahmen, z. B. der Prioritat 1, freigeben. Mit den
Erkenntnissen aus dem Bericht zum 31.05.2013 sowie den Entwicklungen der
Steuereinnahmen zum 30.06.2013 solle dann Uber die Freigabe weiterer Projekte und
MaRnahmen entschieden werden. Aus seiner Sicht sei die Arbeit mit der neuen Systematik
vor allem im Bereich der Investitionen schon gut gelungen. In einem weiteren Schritt
mussten aber auch die laufenden Aufwendungen aus dem Ergebnishaushalt auf den
Prufstand gestellt werden.

Da eine Unklarheit im Ausschuss herrscht, ob und Uber was abgestimmt werden soll, macht
Ratsherr Springmeier den Vorschlag, im Rahmen eines interfraktionellen Gesprachs im
Anschluss an die Ausschusssitzung die Probleme grundlegend zu diskutieren, um zu einem
moglichst breiten Konsens Uber den Haushalt zu kommen. Dieser Vorschlag findet
allgemeine Zustimmung.

Ratsherr Schmechel stellt den Antrag, im Rat eine Resolution fur die Einflhrung einer
Vermdgenssteuer zu verabschieden. Im Ausschuss herrscht dazu eine geteilte Meinung.

Frau Baller macht auf die Anlage 1 lit. a) zu TOP 7 aufmerksam, die noch zu beratende
MafRnahmen enthalt. Diese sind daher noch nicht mit einer Prioritat versehen. Blrgermeister
Pohimann stellt in diesem Zusammenhang den Sachstand beziglich des Brandschutzes an
der Villa Stahmer dar. Die Kosten fir die Brandmeldeanlage, Absicherung des
Treppenhauses und die Fluchtwege sind vom beauftragten Ingenieurbiro mit rd. 168.000 €
angesetzt worden. Da noch nicht alle Fragen abschlielend geklart werden konnten,
beabsichtigt er, zur Verwaltungsausschusssitzung am 13.02.2013 umfassendere
Informationen zu geben.

AnschlieBend zeigt Frau Baller anhand einer Prasentation die Entwicklung der Liquiditat
unter BerUcksichtigung der Umsetzung der verschiedenen Prioritaten.

Im Hinblick auf das interfraktionelle Gesprach werden die TOP 7 und 8 ohne
Beschlussfassung an den Verwaltungsausschuss und den Rat gegeben.



8. Haushaltssatzung mit Haushaltsplan 2013
Vorlage: BV/018/2013

Die Beratung zu diesem TOP erfolgte zusammen mit TOP 7.
9. Uber- und auBerplanmiBige Aufwendungen,
Auszahlungen und Verpflichtungsermachtigungen 2012
Vorlage: MV/006/2013
Die Informationen aus der Mitteilungsvorlage werden zur Kenntnis genommen.
10. Bericht liber erlassene und niedergeschlagene
Forderungen der Stadt Georgsmarienhiitte ab einem
Wert von 5.000,00 € im Jahr 2012
Vorlage: MV/007/2013
Die Informationen aus der Mitteilungsvorlage werden zur Kenntnis genommen.
1. Statistische Zahlen aus dem Sachgebiet Vollstreckung
in der Stadtkasse Georgsmarienhiitte fiir das Jahr 2012

Vorlage: MV/008/2013

Die Informationen aus der Mitteilungsvorlage werden zur Kenntnis genommen.

12. Beantwortung von Anfragen

Zu beantwortende Anfragen liegen nicht vor.

13. Anfragen

Anfragen werden nicht gestellt.

Der Vorsitzende schlie3t die Sitzung und bedankt sich bei den Teilnehmern fur die Mitarbeit.

Selige Arensmann
Vorsitz i. A. Burgermeister Protokollfiihrung



	Anwesenheit
	Entschuldigt
	PRTO_OEF_START_MULTI
	Text
	Tagesordnung
	Nummer
	PRTOP_OE_START_MULTI
	Betreff
	Vorlage
	Wortprotokoll
	Beschluß

